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Bernhard Weßels

Die "dritten Wege": Eine Modernisierung sozialdemokratischer
Politikkonzepte?

Habilitationsvortrag vor dem Fachbereichsrat des Fachbereichs „Politik- und Sozialwissen-
schaften“ der Freien Universität Berlin am 16. Februar 2000 zur Erlangung der Venia le-
gendi für das Fach Politikwissenschaft, Vortragsmanuskript.

1. Vorbemerkung zum Thema

Eine neue Variante des Dritten Weges hat 1998 das internationale Licht der Welt erblickt

und um diesen aktuellen Dritten Weg der Sozialdemokratie geht es mir hier. „Die Dritten

Wege: Eine Modernisierung sozialdemokratischer Politikkonzepte“ ist mein Thema. Es ist

mindestens in zweifacher Hinsicht mehrdeutig. Zum einen, weil es im Plural gehalten ist,

zum anderen, weil es den Begriff der Modernisierung bemüht.

Wie ich zeigen werde, gibt es gute Gründe dafür, unter einer bestimmten Perspektive

von Dritten Wegen und nicht nur vom Dritten Weg zu sprechen, wie es Blair, Clinton,

Hombach und Schröder tun (Blair 1998; Democratic Leadership Council 1999, Hombach

1998; Schröder/Blair 1999).

Der Begriff der Modernisierung mag vielleicht als provokant, zumindest aber als "par-

teiisch" empfunden werden, da Schröder und Blair den Dritten Weg ja selbst als „Anstoß

zur Modernisierung“ bezeichnen (Schröder/Blair 1999), während Kritiker ihn für einen

politischen Fehltritt halten. Das ist jedoch nicht die Debatte, in die ich einsteigen will.

Vielmehr benutze ich den Begriff der Modernisierung, um damit zu kennzeichnen, daß es

beim Projekt Dritter Weg um die Umprogrammierung von Organisationzielen zum Zwecke

der Umweltanpassung geht, also um einen parteiinternen Prozeß, ohne daß ich diesen in-

haltlich-normativ beurteilen möchte. Wohl aber werde ich versuchen abschätzen, ob die

Debatte über den dritten Weg für das Ziel, das meiner Meinung nach damit verfolgt wird,

zweckmäßig ist. Damit sind die zwei Grundfragen, die ich bearbeiten möchte, angespro-

chen:

1. Wodurch zeichnen sich die "Dritten Wege" aus? Also: was ist der Dritte Weg, was sind

die dritten Wege?

2. Was sind die Gründe für die Umprogrammierung? Also: Warum wird der Dritte Weg

propagiert und vor allem, warum jetzt?
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In einem 3. und abschließenden Schritt werde ich versuchen, kurz einige Konsequenzen

des Dritten Weges für Politik und Parteienwettbewerb aufzuzeigen und hier auf den Beg-

riff der Modernisierung zurückkommen.

Im wesentlichen geht es mir darum, zwei Hypothesen plausibel zu machen:

Hypothese 1:

Bei den Vorlagen zum Dritten Weg handelt es sich um den Versuch einer nachholenden

Programmierung.

Hypothese 2:

Zwar lassen sich die Ursachen des jetzt vertretenen Dritten Weges in langfristigen Ent-

wicklungen finden, nicht aber die Gründe für den Zeitpunkt der Proklamation. Der Zeit-

punkt läßt sich nur aus strategischen Kalkülen zum Parteienwettbewerb, also elektora-

len Strategien, erklären.

Eine dritte Hypothese, oder besser Prognose oder Einschätzung ergibt sich aus meinem

abschließenden Punkt. Dem möchte ich hier aber noch nicht vorgreifen.

Eine Einschränkung möchte ich einführen. Der Dritte Weg des Democratic Leadership

Councils und der New Democrats in den USA und ihr Einfluß auf die zunächst britische

Diskussion lasse ich hier ausser acht (Democratic Leadership Council 1999). Wenn man

New Labour und Giddens (Giddens 1998: 11) glauben darf, kam der Anstoß für die „Inter-

nationalisierung“ der Debatte ohnehin von Blair, und zwar im Februar 1998.

2. Dritter Weg – Dritte Wege

2.1. Zum Begriff "Dritter Weg"

Eine „Archäologie“ des Begriffs kann hier nicht bestritten werden. Ich möchte aber doch

kurz aufzeigen, daß es sich nicht um einen neuen Begriff handelt. Was sich gewandelt hat,

sind die Pole, zwischen denen der Dritte Weg gesucht wird:

- Der Dritte Weg bedeutete bei den sozialistischen Parteien nach dem 2. Weltkrieg: Ge-

mischtwirtschaft, Gemeinwirtschaft, Wirtschaftsdemokratie in Zuwendung zu demokra-

tisch-freiheitlicher Prinzipienorientierung und Kritik am Stalinismus der kommunisti-

schen Parteien.

- Kurt Schumacher sprach in Anlehnung an Paul Serings alias Richard Löwenthals Buch

„Jenseits des Kapitalismus“ aus dem Jahre 1947 vom Dritten Weg als sozialistischer

Neuordnung zwischen USA und Sowjetunion (Heimann 1984: 2049).
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- die Sozialistische Internationale definierte bei ihrer Gründung 1951 den Dritten Weg als

Alternative zwischen reinem (amerikanischen) Marktkapitalismus und Sowjetkommu-

nismus.

- In Deutschland gab es 1972 eine Podiumsdiskussion „Der Dritte Weg“ in Bad Boll, un-

ter anderem mit Peter Glotz (Steinbuch u.a. 1972). Glotz definierte den Dritten Weg als

den Entwurf einer humanen Gesellschaft jenseits von Kapitalismus und Kommunismus,

der eine reformistische Praxis beinhaltet und auf die Zurückdrängung der totalen

Wachstumsideologie und die Demokratisierung der Gesellschaft in einem reformisti-

schen Europa hinausläuft. Hier zeigen sich also erste Ansätze der Kombination mit spä-

ter als „Neue Politik“ bezeichneten Zielen (Steinbuch u.a. 1972: 96).

- Enger wurde die Definition der Eurokommunisten in den 70er Jahren. In Anlehnung an

Gramsci wurde der Dritte Weg als Alternative zwischen Sozialdemokratie und Sowjet-

kommunismus definiert.

Der weiten Definition zwischen Kapitalismus und Kommunismus und der engen Definiti-

on zwischen Sozialdemokratie und Sowjetkommunismus ist jetzt eine dritte Variante hin-

zugetreten:

- der aktuelle Dritte Weg liegt zwischen alter Sozialdemokratie und Neo-Liberalismus

(Giddens 1998: 38), er definiert eine Politik Links von der Mitte, aber rechts von der

traditionellen Sozialdemokratie.

Das Bild vom Dritten Weg ist also alles andere als neu. Abgesehen vom Eurokommunisti-

schen Pendelschlag, der eine Mitte Links von der Sozialdemokratie suchte, verweisen die

beiden anderen Wege auf die Verschiebung des politischen Gravitationspunkts der Sozial-

demokratie in Richtung der politischen Mitte, die im ersten Fall noch sehr weit, im zweiten

dann sehr eng gezogen wird.

2.2. Dritte Wege: Neue Gleichgewichte - Varianten

Diejenigen, die in Europa die aktuelle Variante des Dritten Weges explizit propagiert ha-

ben, also Blair (1998) und Giddens (1998) in Großbritannien, Hombach (1998) und Schrö-

der (Schröder/Blair 1999) in Deutschland, nehmen trotz der Enge zwischen den beiden

Polen dennoch nicht für sich in Anspruch, ein geschlossenes politisches Konzept vorzule-

gen. Geradezu das Gegenteil: sie wollen sich von Ideologien absetzen: Hombach sucht

einen pragmatischen Weg zwischen den Ideologien (Hombach 1998: 25), Schröder und

Blair pragmatische Politik ohne ideologische Einengung unter Anwendung von Werten

und Prinzipien (Schröder/Blair 1999: 3).
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Und in der Tat: daß der aktuelle Dritte Weg kein geschlossenes Konzept ist und schon

gar nicht Ideologiecharakter im wissenschaftlichen Sinne aufweist, ist kein Understate-

ment. Wer erwartet, daß etwa konsistent politische Werte auf konkrete politische Ziele als

Mittel der Verwirklichung der Werte und schließlich auf Politiken als Mittel zur Errei-

chung der politischen Ziele bezogen werden können, wird enttäuscht (Ich spare mir die

konkreten Belege hier, verweise nur darauf, daß schon die Prioritätenfolgen zwischen den

in der Diskussion zentralen Werten wie Gerechtigkeit, Gleichheit, Solidarität, Fairneß und

Freiheit in den Beiträgen zum Dritten Weg von Blair 1998, Schröder und Blair 1999, der

Grundwertekommission der SPD 1999 und Giddens 1998 voneinander abweichen.).

Bis jetzt habe ich den Begriff Dritter Weg im Singular benutzt, ganz im Sinne der Prota-

gonisten Blair, Giddens, Hombach und Schröder. Die Grundwertekommission beim Par-

teivorstand der SPD (SPD-Grundwertekommission 1999) spricht in ihrem Papier vom

September 1999 aber von „Dritten Wegen und Neuer Mitte“, ebenso wie Wolfgang Thier-

se in den Frankfurter Heften vom November 1999 (Thierse 1999). Worin liegt der Unter-

schied:

Bei den Protagonisten oder Propagandisten des Dritten Weges geht es um einen politi-

schen Strategiebegriff, während die Grundwertekommission sich einen Begriff von der

Realpolitik in den sozialdemokratisch regierten Ländern macht und diese aufgrund ihrer

konkreten Differenzen in der Politik, aber der Gemeinsamkeiten in den strategischen

Grundgehalten als verschiedene Varianten des Dritten Weges bezeichnet.

Es geht also weder um ein ableitbares, noch um ein gleichartiges Politikmuster. Viel-

mehr geht es um eine generelle Orientierung zur graduellen Restrukturierung der Verhält-

nisse von Politik, Gesellschaft und Ökonomie, die in jedem einzelnen Fall konkret anders

ausgefüllt werden kann. Im Prinzip handelt es sich um einen strukturell – nicht inhaltlich –

ähnlichen Vorgang, wie ihn Lehmbruch (1998) in seinem Aufsatz zu Reformstrategien

alternierender Parteienregierungen für konservative und christdemokratische Regierungen

analysiert hat.

Im Kern geht es um die Neuordnung der Beziehungen zwischen

a) Staat – Markt – Gemeinschaft – Individuen

und bezogen auf politische Ziele um die Relationen zwischen:

b) Wirtschaftliche Effektivität – soziale Gleichheit bzw. Sicherheit – Freiheit – Nachhal-

tigkeit.

Diese jeweils vier Elemente lassen sich als magisches Viereck verstehen, wie es auch aus

der Wirtschaftstheorie bekannt ist. Die Dritten Wegen suchen hier eine neue Balance in

einer eindeutig angebbaren Richtung.

Lassen Sie mich nur die wichtigsten Umorientierungen kurz benennen:
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Staat – Markt:

Entstaatlichung des Marktes und Vermarktlichung des Staates

Die entsprechenden Slogans sind:

„Nicht Marktgesellschaft, aber Marktwirtschaft“ (Schröder/Blair 1999).

„Der Staat soll den Markt immitieren“ (Giddens 1998: 91; 117).

Der Markt soll nicht gezähmt werden, sondern der Staat soll Voraussetzungen für effi-

ziente und innovative Wirtschaftstätigkeit schaffen. Verwaltung und staatliche Leistung

soll nach Effizienzkriterien ausgerichtet werden und wenn Marktlösungen für Problemlö-

sung besser geeignet sind, sind öffentliche Dienstleistungen zu privatisieren.

Staat – Gemeinschaft:

Stärkere Entstaatlichung sozialer Leistungen durch Vergemeinschaftung

Der entsprechende Slogan ist „Koproduktion von Sozialleistungen“ (Grundwertekom-

mission 1999).

In diesem Zusammenhang wird die Bedeutung des Dritten Sektors und der Zivilgesell-

schaft betont.

Staat – Individuum:

Stärkere Individualisierung sozialer und ökonomischer Risiken.

Der Slogan hier: „keine Rechte ohne Pflichten“ (Schröder/Blair 1999; Blair 1998).

Das Individuum soll die Gelegenheiten produktiver Risiken, die der Markt bietet, aufgrei-

fen und stärkeren Unternehmergeist zeigen. Der Einzelne ist Unternehmer, der seine Gele-

genheiten ausnutzen muß, so Blair (1998: 10).

Hinsichtlich der vier Ziele Wirtschaftliche Effektivität – soziale Gleichheit bzw. Sicherheit

– Freiheit – Nachhaltigkeit ergeben sich ebenfalls interessante Umgewichtungen der Ziel-

konflikte schon aus den Neu- bzw. Umdefinitionen:

- Wirtschaftliche Effizienz und Wachstum werden als Produzenten der Voraussetzungen

für Freiheit, soziale Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit aufgewertet.

Soziale Gerechtigkeit wird umdefiniert zu sozialer Inklusion. Soziale Inklusion ist dabei

im wesentlichen arbeitszentriert definiert. Sie soll hergestellt werden über den aktivie-

renden Staat (Hombach 1998), bzw. den Sozialinvestitionsstaat (Blair 1998, Giddens

1998:138, Grundwertekommission 1999).

- Nachhaltigkeit, definiert als gegenwärtige maximale Bedürfnisbefriedigung, ohne die

Möglichkeit künftiger Generationen einzuschränken, ihre eigenen Bedürfnisse zu befrie-

digen (World Commission on Environment and Development), wird verstärkt ökono-

misch interpretiert. Es geht nicht mehr nur, vielleicht nicht einmal primär um Ökologie,

sondern um Haushaltskonsolidierung, um die unfaire Belastung für jüngere Generatio-

nen zu vermeiden, so Schröder/Blair (1999: 13).
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- Freiheit: Wird als zentrale Variable für die Marktfähigkeit aufgewertet.

Die angebotsseitige Orientierung dieser Restrukturierung ist offensichtlich. Wie Schrö-

der/Blair (1999: 7) vermerken, soll die mikroökonomische Flexibilität durch Angebotspo-

litik hergestellt werden, um makroökonomische Stabilität zu gewinnen.

Streeck bezeichnet dieses Konzept als kompetetive Solidarität (Streeck 1999): Umge-

stellt werden sollen Sozialleistungen von Umverteilung auf Investition, insbesondere in

Humankapital, um den Einzelnen markt- und wettbewerbsfähig zu machen. Gleichheit und

soziale Gerechtigkeit sollen nicht mehr über Umverteilung individueller Konsumtionsmit-

tel im Nachhinein, sondern Investitionen in Humankapital, Infrastruktur und Produktions-

kapazitäten im Vorhinein hergestellt werden. Streeck bezeichnet dies als angebotsseitigen

Egalitarismus.

2.3. Dritte Wege: nachholende Programmierung

Interessant ist dabei, daß dieser Kurs von Sozialdemokraten schon seit längerem verfolgt

wird. Die Grundthese ist daher, also meine Hypothese 1:

Beim Dritten Weg handelt es sich um den Versuch der nachholenden Programmierung.

Alle Analysen zur sozialdemokratischen Krisenpolitik und zum Wandel des Wohlfahrts-

staats verweisen auf ein- und denselben Befund. Spätestens ab der zweiten Ölpreiskrise

1979 läßt sich eine Neujustierung sozialdemokratischer Politik im Sinne der Verschiebung

auf eine angebotsorientierte Politik ausmachen. Nach Scharpf (1987) war nach 1979 die

Möglichkeit für eine keynesianische Strategie durch eine Reihe von Faktoren blockiert.

Insbesondere das hohe Zinsniveau in den USA und die bereits zu diesem Zeitpunkt fi-

nanzmarktpolitisch vollzogene Globalisierung setzten die Geld- und Aktienmärkte aller

Nationen unter Druck. Das trieb die Sozialdemokratie in die Defensive. Reagiert wurde

zwar mit unterschiedlichen Maßnahmen, die aber alle auf eine Stärkung angebotsseitiger

Politiken hinausliefen. Auch wenn der Untersuchungszeitraum weiter in die 80er Jahre

ausgedehnt wird, zeigt sich, wie Merkel (1993) in der Auseinandersetzung mit der These

vom „Ende der Sozialdemokratie?“ belegt, daß Privatisierungs-, Haushalts-, Konjunktur-

und Beschäftigungspolitik auf die neuen Randbedingungen eingestellt wurden. Es setzte

sich, so Merkel, auch bei sozialdemokratischen Regierungen ab Mitte der achtziger Jahre

die Einsicht durch, zu hohe Abgaben und wachsende Haushaltsdefizite seien für langfristi-

ge Allokations- und Wachstumsstörungen verantwortlich. Insgesamt wurden daher die

allokative Rationalität des Marktes und die individuelle Aufstiegsmobilität stärker hervor-

gehoben, Modernisierungsopfer auf dem Arbeitsmarkt in Kauf genommen (Merkel 1993:
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361). Eine nachfrageorientierte Steuerung wich in den 80er Jahren der angebotsorientierten

(Merkel 1993: 253), so Merkel.

Die Ergebnisse dieser intensiven Mehrländerstudien werden durch flächendeckende

makroquantitative Analysen der Politikentwicklung gestützt. Wichtig ist aber, daß eindeu-

tige Unterschiede in der Politik von Regierungen mit linker Beteiligung fortbestehen. Sie

äußern sich zum einen in einer antizyklischen Nutzung der Fiskalpolitik, wie Cusack

(1999) belegt, und zum anderen in einer Angebotspolitik, die sozialdemokratische Politik-

ziele berücksichtigt, also aktive Arbeitsmarktpolitik, öffentliche Investitions- und Subven-

tionspolitik, wie Garrett und Lange in einem Aufsatz von 1991 (Garrett/Lange 1991) und

Garrett in seinem Buch „Partisan Politics in Global Economy“ (1998) zeigen. Gleiches gilt

für Wohlfahrtsausgaben, wie Stephens, Huber, Ray (1998) zeigen können.

Bei aller bestehen bleibender Unterschiede in den Politiken der Regierungen unter-

schiedlicher Parteienzusammensetzung wird allerdings in allen Studien auch deutlich, daß

sich Konvergenzen in dem Sinne ergeben, daß die Politik-Differenzen zwischen linken und

nicht-linken Regierungen kleiner werden. Kitschelt, Lange, Marks und Stephens argumen-

tieren in den Schlußfolgerungen von „Continuity and Change in Contemporary Capita-

lism“ (1999), daß es sich dabei weder um Konvergenzprozesse handelt, die einem reinen

Markt-, noch einem neo-liberalen Modell, sondern eher einem Modell mit institutioneller

Begrenzung der Annäherung (neo-institutionalistisch) entsprechen: Aufrechterhaltung von

Unterschieden mit deutlich begrenzten Möglichkeiten für interventionistische Strategien in

den sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten.

Carles Boix ergänzt den Befund der Existenz eines angebotsorientierten sozialdemokra-

tischen Politikmusters in seiner Studie von 1998 „Political Parties, Growth and Equality“,

so der Buchtitel, um einen interessanten Aspekt. Seine Ergebnisse zeigen, daß eine Ange-

botspolitik betrieben wird, die der Version des Dritten Weges, wonach die drei wichtigsten

Ziele „Bildung – Bildung – Bildung“ (Blair), entspricht. Boix zeigt, daß die Angebotsstra-

tegie, staatlich in Bildung zu investieren, bereits seit den 70er Jahren von Sozialdemokra-

ten verfolgt wird und auch in den 80er und 90er Jahren fortgesetzt worden ist. Bei dauer-

hafter sozialdemokratischer Regierung blieb es nach 1980 bei einem gleichen Niveau, ka-

men in den 80er Jahren Sozialdemokraten in die Regierung, wurde eine Nachholstrategie,

also Expansion der Bildungsausgaben, betrieben (Boix 1998: 74). Die Unterschiede sind

nicht trivial. Die makroquantiative Schätzung erbringt eine doppelt so hohe Bildungsin-

vestionensquote für sozialdemokratische Regierungen.

Damit sind also Ansätze eines investiven Sozialstaats und einer angebotsorientierten Po-

litik der Sozialdemokratie bereits längerfristig als Reaktion auf wirtschaftliche Rezession

und Globalisierung angelegt. Scharpf hatte in seiner Studie zur sozialdemokratischen Kri-

senpolitik (Scharpf 1987) noch bemängelt, daß sich die Sozialdemokratie der Aufgabe
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nicht gestellt hätte, eine sozialdemokratischen Kriterien genügende Version der Angebots-

ökonomie zu entwerfen. Die Ergebnisse zeigen jedoch, daß der Politikwandel unter sozial-

demokratischer Beteiligung nicht bloß eine Anpassung an makroökonomische Gegeben-

heiten, also lediglich eine partielle Übernahme sogenannter neo-liberaler Politiken war,

sondern schon in Ansätzen eine Umstellung auf ein typisches Muster sozialdemokratischer

Angebotspolitik darstellt. Nicht zuletzt deshalb kann die Grundwertekommission der SPD

von den Dritten Wegen sprechen. Die grundlegende Strategie ist überall die gleiche, die

Konkretisierungen verschieden.

Stellt sich noch die Frage, warum diese langjährige politische Praxis erst mit Schröder

und Blair zu einer Programmatik des Dritten Weges verdichtet wurde. Damit komme ich

zu meiner These, daß zwar die Ursachen für die explizite Thematisierung des Weges zur

Mitte zwischen alter Sozialdemokratie und Neo-Liberalismus in längerfristigen Entwick-

lungen gefunden werden können, nicht jedoch die Erklärung für den Zeitpunkt der Propa-

gierung.

Ich komme also zu meiner zweiten Hypothese, die besagt, daß der Zeitpunkt der Lancie-

rung des Dritten Weges sich nur aus wahlstrategischen Überlegungen erklären läßt. Daher

ist es auch kein Zufall, daß es britische und deutsche Sozialdemokraten sind, die sich ge-

meinsam zum Dritten Weg geäußert haben.

3. Dritter Weg: Warum und warum jetzt?

Die Protagonisten des Dritten Weges begründen den Dritten Weg mit einer ganzen Reihe

von Argumenten, die sich im wesentlichen auf mittel- und langfristige Veränderungspro-

zesse beziehen. Sie finden sich bei Giddens (1998) ebenso wie bei Blair (1998), Schrö-

der/Blair (1999), Hombach (1998) oder dem Papier der Grundwertekommission der SPD

(1999).

Prominent figurieren natürlich die Effekte Wirtschaftlicher Globalisierung und Wirt-

schaftsentwicklung. Einige Aspekte habe ich bereits angesprochen, ich komme darauf aber

am Schluß noch einmal kurz zu sprechen

Als weitere Faktoren werden genannt:

Sozio-demographischer Wandel, vor allem die quantitative Abnahme der Kernklientel so-

zialdemokratischer Parteien:

Die Abnahme der Größe der traditionellen sozialdemokratischen Wählerschaften (also

der Arbeiterschaft, vor allem der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter) ist zum Teil

dramatisch (Arbeiter 1950/1990: Deutschland 50/30%; Großbritannien 42/30% [Kit-
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schelt 1994]). In Deutschland machte der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder an den

SPD-Wählern 1953 noch 37%, 1998 noch 17 % aus (Weßels 2000).

Veränderung des Wahlverhaltens: Flexibilisierung und Abnahme der Parteibindungen.

Gemessen mit verschiedenen Indikatoren ist ein genereller Rückgang der Gruppendiffe-

renzen zu konstatieren (Alford-Index 1945-60/1981-90: Deutschland 36/13; Großbritan-

nien 37/23; Tendenz in allen Ländern in diese Richtung, Ausnahme Niederlande: 14/15

wegen cross-cutting cleavages [Nieuwberta 1995]).

Wertewandel und Aufkommen neuer Politikziele:

Der Anteil der Postmaterialisten hat sich in allen westlichen Demokratien in den letzten

zwanzig Jahren stark erhöht (Saldoanstieg Postmaterialisten minus Materialisten

(1975/1993: Deutschland 24; Großbritannien 22 [Knutsen 1998]).

In der Folge entsteht hieraus eine Veränderung der Konfliktdimensionen im Parteienwett-

bewerb, die, so die Einschätzung der SPD bereits nach ihrer Wahlniederlage 1983 (Scar-

row 1999), die Sozialdemokratie wegführen müsse von der Orientierung auf Kernklientele

und hinführen müsse zur politischen Mitte. Die neuen Konstellationen sind vielfach belegt;

werden aber sehr unterschiedlich bezeichnet. Die alte Konstellation war Links vs. Rechts;

hinzugetreten ist:

- Neue vs. alte Politik (Hildebrandt/Dalton 1977);

- autoritäre vs. libertäre (Kitschelt 1984; Kriesi 1998);

- in Großbritannien z.B. von Webb bezeichnet als Sozialismus vs. Laissez Faire und Frei-

heit vs. Autorität (Webb 1999), von Norris als Links-Rechts vs. moralischer Liberalis-

mus-moralischer Traditionalismus (Norris 1997).

Enstanden ist dadurch eine Konstellation auf einer neuen Wettbewerbsdimension zwischen

links-libertären Interessen und rechts-autoritären Vorstellungen (Kitschelt 1994).

Es ist dabei zentral hervorzuheben, daß sowohl Wähler als auch Parteien sich nicht etwa

so in diesem zweidimensionalen Raum verorten, daß er tatsächlich im Sinne zweier Di-

mensionen ausgefüllt wird, sondern eine Verbindung zwischen beiden Dimensionen so

hergestellt wird, daß die Kontrahenten sich im wesentlichen wieder auf einer Dimension

oder einer Linie in diesem Raum abbilden lassen, die von neuer Rechte zu neuer Linke

führt (siehe speziell für Großbritannien Webb 1999, sonst Kitschelt 1994, für die

Schweiz Kriesi 1998).

Diese mittel- bis langfristigen Veränderungsprozesse sind ohne Zweifel alle eine notwen-

dige, aber mitnichten eine hinreichende Bedingung dafür, daß der Dritte Weg nach den für

die Sozialdemokraten in Großbritannien und Deutschland erfolgreichen Wahlen propagiert

wird. Es ist evident, daß sich die Frage: „Warum jetzt?“ nicht mit Verweis auf Prozesse,

die zum Beispiel die SPD spätestens seit 1984 in ihren vollen Konsequenzen erkannt hat,

beantworten läßt.
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Erklären läßt sich damit die programmatische Anpassung sozialdemokratischer Parteien

in Europa, die alle versucht haben, die neuen Politikinteressen an Ökologie, Partizipation

und Selbstverwirklichung zu integrieren und den Imperativen verknappter staatlicher Re-

sourcen zu begegnen. Nicht erklären, so die hier vertretene These, läßt sich damit der

Dritte Weg.

Ich denke, daß hier systematische Überlegungen zur Wettbewerbsstrategie der Parteien

weiterhelfen. Lassen Sie mich daher kurz auf einige Grundüberlegungen des Parteienwett-

bewerbs eingehen, um hieraus, im generellen Anschluß an Cox (1997) Arbeiten zum Par-

teienwettbewerb und Kitschelts Arbeiten speziell zum sozialdemokratischen Parteienwett-

bewerb (1994) eine Spezifizierung und Begründung der Hypothese vorzunehmen.

In Mehrparteiensystemen, so die Annahme von Downs (1968) und durch die Arbeiten

von Cox (1997) auch empirisch belegt, ist der normale politische Wettbewerb wie folgt

gekennzeichnet: die Parteien streben diskrete politische Positionen an und versuchen die

politischen Unterschiede zu ihren Konkurrenten in beide politischen Richtungen zu maxi-

mieren. Das entspricht der Strategie der Repräsentation der Parteiwähler/innen. In Zwei-

parteiensystemen hingegen wird in aller Regel ein zentristischer Wettbewerb um den soge-

nannten Median Voter geführt. Das sind die zwei grundlegenden Wettbewerbsstrategien.

Es kann aber bestimmte Situationen geben, die im Mehrparteiensystem zu anderen Stra-

tegien als der der Maximierung der Differenz zu den Nachbarparteien führen:

Das ist erstens:

- die oligopolistische Strategie, bei der Parteien versuchen, kleinere politische Gegner, vor

allem diejenigen, die von ihnen aus gesehen weiter weg von der politischen Mitte sind,

dadurch zu verdrängen, daß sie selber pointiertere oder extremere Positionen einnehmen.

Diese Strategie läuft in erster Linie auf Policy-Seeking hinaus. Sie birgt das Risiko, die

Wähler, die näher an der Mitte sind, zu verlieren. Wenn es aber gelingt, Mitbewerber

auszuschalten, kann dies mittel- oder langfristig zu einer Mehrheitsposition führen, wenn

in der Summe die Mehrzahl der Stimmen auf der jeweiligen Seite der Mitte zu holen ist.

Das ist zweitens:

- die pivotale oder auch zentristische Strategie, die darauf abzielt, Wähler der politischen

Mitte, im Idealfall die Median-Voter-Position, anzusprechen. Diese Strategie steht in der

Regel nur den Parteien offen, die zwischen sich und der politischen Mitte keine weiteren

großen Konkurrenten haben. Das trifft auf sozialdemokratische Parteien in der Regel zu.

Allerdings besteht bei dieser Strategie die Gefahr, daß die Kernklientele und insbesonde-

re die zu weniger zentristischen Positionen tendierenden Wähler für die Partei verloren

gehen und dieser Verlust nur dadurch kompensiert werden kann, daß die Wähler der po-

litischen Mitte tatsächlich auf diese Strategie anspringen. Geht die Strategie nicht auf,

verliert die Partei nicht nur Stimmen, sondern auch ihre Position im Koalitionsbargai-
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ning. Geht die Strategie auf, mag sie Stimmen bei ihren Kern- und extremeren Wählern

verloren haben, sie ist aber auf jeden Fall als Regierungspartei kaum noch auszuschlie-

ßen (Kitschelt 1994). Diese Strategie entspricht also dem Office-Seeking.

Wie Kitschelt (1994) zu Recht bemerkt, befinden sich sozialdemokratische Parteien bei der

Entscheidung zwischen oligopolistischem und pivotalem Wettbewerb also in einer prekä-

ren Trade-Off Situation.

Gerade deshalb sind Strategieänderungen in eine der beiden Richtungen höchst voraus-

setzungsvoll. Mindestens zwei Voraussetzungen, die miteinander verknüpft sein können,

sind hierfür zentral:

- die parteiorganisatorischen Voraussetzungen müssen gegeben sein, damit eine Strategie

zentral durchgesetzt werden kann;

- die Motivation für einen Strategiewandel muß hoch sein, da dieser im Zweifel kosten-

trächtig ist.

Kitschelts Hypothese ist nun, daß die Wahrscheinlichkeit, daß sozialdemokratische Partei-

en ihre Position für die Regierungsbeteiligung maximieren, also eine zentristische Wett-

bewerbsstrategie ggf. auch auf Kosten der Stimmenmaximierung betreiben, mit der Länge

und Unzufriedenheit des Oppositionsstatus zunimmt (Kitschelt 1994).

Bezogen auf Labour und SPD läßt sich zeigen, daß sie 1997 bzw. 1998 in der Lage wa-

ren, in Abwendung von davor verfolgten Strategien auf einen zentristischen Kurs um-

zuschwänken. Die Gründe dafür sind in längerfristigen Erfahrungen und bestimmten Lern-

schritten zu finden:

- Beide Parteien waren von neuen politischen Alternativen politischer Gegner jenseits des

großen Gegners bedroht: Labour durch die Liberals und die SDP ab 1974, die SPD

durch die Grünen ab 1983.

- Beide reagierten darauf mit oligopolistischen Wettbewerbsstrategien: Labour mit dem

Links-Ruck von 1983, die SPD mit dem Versuch, die Grünen zu verhindern, im selben

Jahr. Labour setzte diese Strategie 1987 mit dem „Kampf um die Opposition“, so Paul

Webb (1999), fort, die SPD ebenso: sie ging Mitte 1986 noch vom Gewinn der absoluten

Mehrheit aus. Keine der beiden Parteien korrigierte diesen Kurs in Richtung einer zent-

ristischen Wettbewerbsstrategie bis 1997 bzw. 1998.

- Damit hatte Labour aufgrund seiner Strategie es auf 18, die SPD es auf 16 Jahre Oppo-

sition gebracht. Damit war klar, daß hier für den Eintritt in die Regierung keine erfolg-

reiche Strategie lag. Die Tatsache, daß sowohl die Konservativen ab 1992 (Black Wed-

nesday) als auch die CDU/CSU spätestens ab 1997 nicht mehr über einen Wirtschafts-

kompetenz-Vorsprung verfügten, machte das Feld der alten Mitte zudem inhaltlich frei.
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- Außerdem hatte Blair die Partei ab 1992 so reformiert, daß eine zentralistische Wahl-

kampfführung möglich wurde, die SPD ließ sich aufgrund der Oppositionsmüdigkeit auf

die Allmacht der sogenannten KAMPA ein.

Damit war es möglich, einen politisch zentristischen Wahlkampf zu führen, ohne die Par-

teien zu sprengen. New Labour und die Neue Mitte waren geboren und wie wir wissen,

erfolgreich.

Diese zentristische Strategie war die unmittelbare Voraussetzung dafür, daß der Versuch

gemacht werden konnte, die Rhetorik zu vereinheitlichen. Erst damit konnte es zur Propa-

gierung des Dritten Weges kommen. Die Notwendigkeit für diese Propagierung läßt sich

auf zweierlei Weise begründen und damit komme ich zu meinem dritten und abschließen-

den Punkt und ich kann ihn ganz kurz machen:

4. Dritter Weg = Modernisierung?

Das Risiko pivotaler Wettbewerbsstrategien steigt mit der Wiederholung und zwar in

mehrfacher Hinsicht: Zum einen können sich die Abschmelzprozesse bei der Kern- und

stärker links orientierten Wählerschaft aus Unzufriedenheit mit der zentristischen Politik

vergrößern, zum anderen wird der elektorale Werbespielraum für Parteien links von der

Sozialdemokratie größer. Wenn dann auch die Mitte nichts mehr von einer sozialdemokra-

tischen Politik der Mitte wissen will, ergibt sich ein Problem: Stimmenverluste und Regie-

rungsverlust.

Wollen die Sozialdemokraten Deutschlands und Großbritanniens bei einer zentristischen

Strategie bleiben, muß ein zentripedaler Sog erzeugt werden, der die Linken in der Partei

und möglichst die Ränder weiter links stehender Parteien stärker zur Mitte zieht. In Groß-

britannien gibt es dazu keine Alternative. In Deutschland hängt es von der Koalitionsfä-

higkeit und der Größe des linken Lagers ab, ob von einer zentristischen Strategie abgewi-

chen werden kann. Sozialdemokraten sind aber in der Regel auf Koalitionen angewiesen,

wenn sie regieren wollen. Wie jüngst Stöss und Niedermayer in der APuZ (2000) argu-

mentiert haben, sind die Sozialdemokraten in Deutschland strukturell die zweiten. Bis auf

die skandinavischen Länder und Großbritannien gibt es auch in den anderen Ländern

Westeuropas nirgendwo eine Chance für Sozialdemokraten, mit von ihnen aus auf der lin-

ken Seite stehenden Parteien Regierungsmehrheiten zu gewinnen. Koalitionen sind also

notwendig und wenn sie keine Mitte- oder Links-Rechts-Koalitionen sein sollen, müssen

die Wähler der Mitte von einer Links-Koalition gewonnen werden.

Eine zentristische Strategie im Sinne angebotsorientierter sozialdemokratischer Politik

ist aber nur möglich, wenn ein politisches Projekt angeboten werden kann, daß mehr dar-
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stellt, als Pragmatismus. Der Dritte Weg macht ein Angebot in diese Richtung und er ist

geeignet, auf diese Art und Weise eine angebotsorientierte Politik als neues internationales

und einheitliches Großprojekt sozialdemokratischer Parteien darzustellen. Die nachträgli-

che Programmierung könnte zu einer zukunftsleitenden Perspektive umgestellt werden.

Will die Sozialdemokratie ein „errötetes Europa“, also zumindest sozialdemokratisches

Mitregieren, mittel- oder gar langfristig erhalten, gibt es aus einem bestimmten Grund

meines Erachtens keine Alternative zur angebotsorientierten Politik. Ich sehe den Grund

weniger in der vielbeschworenen Globalisierung der Märkte, als vielmehr in der Institutio-

nalisierung globaler Geldpolitik in Europa. Mit der europäischen Währungsunion und

einer europäischen Zentralbank sind die Möglichkeiten für neo-keynesianische Strategien

weitgehend versperrt. Scharpf (1987) hat dieses Dilemma für traditionelle sozialdemokrati-

sche Politik, obwohl er es damals nicht für ein realistisches Szenario hielt, bereits 1987

weitsichtig so vorausgesagt; aktuelle Diskussionen über die Konsequenzen der Währungs-

union, wie sie z.B. bei Winterberg (1997) zusammengestellt sind, bestätigen Scharpfs

Prognose: Nachfragesteuerung ist auf die erfolgreiche Konzertierung zwischen Fiskalpoli-

tik, Geldpolitik und Lohnpolitik angewiesen. Auf der europäischen Ebene ist eine antizyk-

lische Fiskalpolitik so gut wie ausgeschlossen, weil das Haushaltsvolumen der EU hierfür

viel zu klein ist. Es muß also immer eine Koordination zwischen europäischer Geldpolitik

und Fiskalpolitik der Nationalstaaten geben. Nationale fiskalische Expansion würde min-

destens durch europäische Geldverknappung bestraft. Noch unwahrscheinlicher ist die Ko-

ordination zwischen europäischer Geldpolitik und nationaler Lohnpolitik. Der Kostendruck

ist aufgrund unterschiedlicher Produktivität, unterschiedlicher Arbeitsbeziehungen sowie

unterschiedlich starker Gewerkschaften uneinheitlich. Früher konnten die Steigerungsraten

bei Lohnstückkosten über periodische Wechselkursänderungen aufgefangen werden. Für

Schweden war zum Beispiel die Abwertung der Krone Anfang der 80er Jahre ein Ausweg

aus der Krise. Fällt der Wechselkurs als Anpassungsinstrument weg, verbleiben die Ges-

taltung von Löhnen und Preisen, die nach herrschender Meinung unter stärkeren Druck

geraten (Winterberg 1997), sowie die flexible Reaktion und damit Wanderung von Kapital

in erster Linie, aber auch von Arbeitskräften. Insgesamt stellt sich also ein angebotslastiger

Anpassungsdruck her. Damit aber ist die Politik langfristig auf Angebotsorientierung fest-

gelegt. Regierungen werden diesem Druck nicht ausweichen können. Wollen Sozialdemo-

kraten regieren, werden sie sich diesem Druck in ihrer Politik weiterhin anpassen müssen.

Um regieren zu können, müssen sie Wahlen gewinnen, in denen sie diese Politik werden

klar machen müssen. Die Diskussion um den Dritten Weg ist eine Möglichkeit, ein solches

Politikprofil verkaufen zu können. Die Identität sozialdemokratischer Politik steht damit

nicht notwendigerweise in Frage, da sich schon bisherige angebotsorientierte Politik sozi-

aldemokratischer Regierungen im Ergebnis von dem nicht-sozialdemokratischer Regierun-
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gen deutlich unterscheidet. Gelingt der Sozialdemokratie die erfolgreiche Definition einer

angebotsorientierten sozialdemokratischen Politik und würde sie damit Wahlen gewinnen,

wäre die Programmierung des Dritten Weges eine Modernisierung im Sinne einer gelun-

genen Umweltanpassung.
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